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Le Directeur de la Division du Commerce du Département 
de l ’Economie publique,

W. Stucki, au Minstre de Suisse à Paris, A .D unant
Copie
L KB Bern, 2 .Dezember 1931

Kontingente

Hiemit bestätigen wir den Empfang Ihrer ausführlichen und interessanten Be
richte und Anträge vom 25. und 30. N o v e m b e r W i e  wir Ihnen bereits telepho
nisch mitteilen Hessen, haben wir vorgestern die Angelegenheit im Schosse der 
schweizerischen Handelsvertragsdelegation einlässlich besprochen und insbeson
dere auch die Frage allfälliger Retorsionsmassnahmen gegen die zwiefache Ver
letzung unseres Handelsvertrags mit Frankreich, Erhöhung der Taxe d’im porta
tion auf 4 bzw. 6% und Kontingentierung von Waren, deren Zollansätze gebun
den sind, erörtert.

Als Resultat dieser Besprechungen beehren wir uns Ihnen folgendes mitzuteilen:

l. Kontingente.
Wir sind mit Ihnen der Ansicht, dass man wohl einerseits in deutlicher und 

scharfer Weise gegen die unzweifelhafte Vertragsverletzung protestieren muss, 
dass aber schliesslich die Hauptsache ist, unsere wirklichen Exportinteressen 
nach Möglichkeit zu wahren. Es kann sich also nicht darum  handeln, lediglich zu 
protestieren und Repressalien anzudrohen und dabei jede Verhandlung über die 
Fixierung der effektiven Kontingente abzulehnen, weil sie mit unserer grundsätzli
chen Auffassung unvereinbar wäre. Wir möchten aber wünschen, dass der Unter
schied zwischen der grundsätzlichen Stellungnahme und der Mitwirkung zur Her
beiführung praktischer Lösungen etwas deutlicher betont wird, als dies im Ent
wurf Ihrer Note vom 28 .Novem ber2 geschieht. Es scheint uns deshalb angezeigt, 
dass sich die an die «affaires étrangères» zu richtende Note lediglich auf die 
grundsätzliche Seite der Angelegenheit beschränken sollte. Wir möchten Ihnen 
deshalb vorschlagen, dass Sie nach den ersten drei Abschnitten auf S. 1 Ihres 
Notenentwurfs in einem neuen Abschnitt etwa folgendes beifügen:

«In der Tat gibt der schweizerisch-französische Handelsvertrag der Schweiz 
das unzweifelhafte Recht, diejenigen Waren, deren Zölle in Liste A maximal fest
gelegt wurden, in unbeschränkten Mengen zu diesen Ansätzen nach Frankreich 
einzuführen. Jede quantitative Beschränkung der Warenmenge bedeutet demnach 
eine Verletzung der getroffenen Vereinbarungen. Die schweizerische Gesandt
schaft ist beauftragt, erneut gegen diese Vertragsverletzung Protest zu erheben. 
Sie hofft, dass die französische Regierung unverzüglich diejenigen M assnahmen 
treffen wird, die geeignet sind, den vertragsmässigen Zustand wiederherzustellen.

1. Non reproduit.
2. Il n ’a été retrouvé dans les archives que le projet reproduit en annexe, daté du 1er décembre.
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Sollte sie sich in dieser Erwartung getäuscht sehen und sollte aus der weitern Bei
behaltung des vertragswidrigen Zustandes eine effektive Schädigung der schwei
zerischen Exportinteressen entstehen, bzw. andauern, so behält sich der Bundes
rat vor, seinerseits Abwehrmassregeln gegen die Einfuhr französischer Waren in 
die Schweiz zu treffen.»

Die in Ihrem Notenentwurf enthaltenen weitern Ausführungen über die Höhe 
der einzelnen Kontingente für Käse, kondensierte Milch, Kindermehl, sowie über 
die Gestaltung des schweizerisch-französischen Warenverkehrs im allgemeinen 
sollten unseres Erachtens nicht in der Note, sondern in einer formlosen Notiz fi
gurieren, die Sie je nach Ihrem Ermessen entweder gleichzeitig mit der Übergabe 
der Note dem Ministerium des Auswärtigen oder aber dem Handelsministerium 
oder, und, dem Landwirtschaftsministerium separat zustellen könnten. Der Sinn 
der Notiz wäre der, dass darin zum Ausdruck gebracht würde, unter welchen Be
dingungen die Schweiz trotz der bestehenden Rechtsverletzung eine genügende 
praktische Wahrung ihrer Interessen erblicken könnte. Es müsste deutlich gesagt 
werden, dass, wenn nicht mindestens die hier geforderten Kontingente zugeteilt 
werden, die Schweiz nicht nur rechtlich, sondern auch tatsächlich geschädigt 
wäre und sich deshalb zur Ergreifung von Retorsionsmassnahmen als berechtigt 
betrachtet.

Mit Ihrem Schreiben vom 30. November machen Sie eingehende und interes
sante Ausführungen über die «Verhandlungsmarge», die Ihrer Ansicht nach hin
sichtlich der offiziell zu fordernden Kontingente noch besteht. W ir teilen im allge
meinen Ihre Auffassung, möchten aber mit Rücksicht auf die grosse Verbitte
rung, die in Kreisen der schweizerischen Land- und Milchwirtschaft der französi- 
chen Massnahmen wegen herrscht, bitten, dass Sie vorläufig an den auf S. 3 und 4 
Ihres Notenentwurfs genannten Kontingentsziffern unbedingt festhalten und uns 
allfällige Gegenofferten, die man Ihnen machen dürfte, telephonisch oder telegra
phisch bekanntgeben, bevor Sie sich dazu äussern.

2. Allfällige Retorsionsmassnahmen.
Zunächst sind wir mit Ihnen durchaus darüber einig, dass sich solche Retor

sionsmassnahmen gegen die französische Kontingentierung auf dasjenige Gebiet 
beschränken sollten, in welchem sie französischerseits getroffen wurden, d. h. auf 
die Landwirtschaft. Über die Art solcher Repressalien gingen die Meinungen im 
Schosse unserer Handelsvertragsdelegation etwas auseinander: Es wurde einer
seits die Auffassung vertreten, dass man, in bewusster Verletzung des Vertrags, 
diejenigen Schritte tun sollte, die Frankreich am empfindlichsten treffen, z.B. ein 
scharfer Zuschlagszoll für französischen Wein oder für französisches Gemüse, 
was selbstverständlich zu einer starken und ausgesprochenen Diskriminierung 
der Einfuhr aus Frankreich führen würde. Dies hätte zur Folge, glaubt man, dass 
die französischen Wein- bzw. Gemüsebauern bei Herrn Tardieu3 einen derartigen 
Lärm schlagen würden, dass dieser sofort die schweizerischen Wünsche in der 
Kontingentierung voll berücksichtigen müsste. Demgegenüber besteht aber die 
Gefahr, dass die Reaktion an der Rue de Varenne4 eine umgekehrte sein könnte:

3 . M inistre de l ’Agriculture.
4. S iège du M inistère de l ’Agriculture.
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statt Nachgeben nun ebenfalls Ergreifung von diskriminierenden Sondermassnah
men gegen die Schweiz, was selbstverständlich innert kürzester Frist zu einem 
Zollkrieg auf der ganzen Linie führen dürfte. Bedenkt man, dass wir uns ge
genwärtig in einer ausserordentlich schwierigen Situation unserm nördlichen 
Nachbarn gegenüber befinden, und dass wir auch mit ändern Staaten grosse 
Schwierigkeiten zu überwinden haben, so wird man doch dazu kommen müssen, 
wenigstens vorderhand, von dieser schweren Artillerie Umgang zu nehmen. A uf 
der ändern Seite hat es natürlich auch keinen Sinn, Abwehrmassnahmen auf Pro
dukte anzuwenden, deren Einfuhr in die Schweiz unbedeutend ist und die deshalb 
auch nur verhältnismässig wenige Klagen der französischen Exporteure bewirken 
würden.

Wir haben nun in Aussicht genommen, zunächst überhaupt von M assnahmen 
abzusehen, die unsererseits vertragliche Verpflichtungen verletzen würden oder 
die, wie die Fixierung egaler Zollkontingente, mindestens diskutierbar sind. Wir 
glauben nämlich, zwei Mittel in der Hand zu haben, zu deren Anwendung wir 
autonom unbedingt berechtigt sind. Sie betreffen einerseits den Grenzverkehr mit 
landwirtschaftlichen Produkten aus dem Eisass und anderseits aus dem Zonenge
biet5. Bekanntlich stehen wir, was den letztem Punkt anbelangt, schon lange auf 
dem Standpunkt, dass uns die Verlegung der Zollgrenze an die politische Grenze 
im Zonengebiet berechtigt, jede Vorzugsbehandlung für die Zonenprodukte zu 
verweigern. Man hat bis anhin lediglich mit Rücksicht auf den Zonenprozess und 
die Konsuminteressen von Genf von solchen Massnahmen Umgang genommen. 
Was das Eisass anbelangt, so besteht ebenfalls keine schweizerische Verpflich
tung, die sehr beträchtliche Einfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse nach Basel 
zuzulassen. Der Bundesrat hat im Jahre 19266 autonom das mit Deutschland 
vereinbarte Grenzregime auf das Eisass ausgedehnt, kann dies aber jederzeit 
rückgängig machen.

Falls uns Frankreich in der Frage der Kontingentierung nicht innert kürzester 
Frist mindestens praktisch volle Genugtuung gibt, so gedenken wir also, dem 
Bundesrat zu beantragen, einerseits die Milcheinfuhr aus den Zonen auf ein Mini
mum zu reduzieren, anderseits die Einfuhr anderer landwirtschaftlicher Produkte 
aus den Zonen sowohl als aus dem Eisass beträchtlich einzuschränken. In der 
Milchfrage würde man voraussichtlich so vorgehen, dass der heute mit keinem 
Staate gebundene Milchzoll auf F r .8 -10 .-, d.h. prohibitiv, erhöht würde und 
dass man jedem Grenzland ein Kontingent von etwa 3000 q zum bisherigen Zoll 
von 50 Rappen gewähren würde. Dies hätte zur Folge, dass Italien, Österreich 
und Deutschland ungefähr gemäss dem bisherigen Verhältnis importieren könn
ten, während die Einfuhr aus Frankreich auf einen kleinen Bruchteil reduziert 
würde.

Diese Mitteilungen sind vorläufig lediglich für Ihre persönliche Information be
stimmt, und wir möchten Sie bitten, davon gegen aussen keinerlei Gebrauch zu 
machen. Es würde uns immerhin interessieren, Ihre Ansicht über diese Projekte 
kennenzulernen.

5 . D e la région genevoise.
6. Séance du Conseil fédéra l du 21 juin 1926 (E 1004 1/299).
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3. Was die Frage der Taxe d ’importation anbelangt, so haben wir Ihnen heute 
bereits unser Einverständnis mit Ihrem Notenentwurf telegraphisch mitgeteilt7.

Bei dieser Gelegenheit möchten wir uns erlauben, Sie an die letzte telephoni
sche Besprechung mit dem Unterzeichneten zu erinnern, anlässlich welcher der 
Wunsch ausgedrückt wurde, über die französisch-deutschen Wirtschaftsbespre
chungen möglichst orientiert zu werden. Offenbar hat man in Paris auf die Idee 
der allgemeinen Hinführung von Zollkontingenten gegenüber Deutschland ver
zichtet. Dagegen würde es uns sehr interessieren, zu wissen, wie es mit dem Pro
jekte steht, den Überschuss der deutschen Warenausfuhr nach Frankreich zur 
Abdeckung der finanziellen Verpflichtungen Deutschlands an Frankreich zu ver
wenden. Da diese äusserst wichtige Frage übermorgen Gegenstand einer von uns 
einberufenen Konferenz bilden wird, so wären wir Ihnen für allfällige telephoni
sche Information im Verlaufe des morgigen Tages oder Freitag Vormittag äus
serst dankbar8.

7. Cf. annexe.
8. Le 18 décembre 1931, le Conseil fédéral suspend avec effet immédiat l ’importation de fromage  
à pâte dure d ’origine française (E 1004 1/331). Cette mesure est reportée le 15 janvier 1932, 
après élévation du droit d'entrée fix é  par le ta rif d ’usage (PVCF du 14 janvier 1932 E 1004 
1/3 3 2a).

A N N E X E

E 2, Archiv-Nr. 1728

Le Ministre de Suisse à Paris, A.Dunant, 
au C hef du Département de l ’Economie publique, E. Schulthess

Copie
N  Paris, 1er décembre 1931

En date du 12 novembre 1931, le Gouvernement français a déposé sur le bureau de la Chambre 
des Députés un projet de loi tendant à modifier le taux de la taxe à l’importation.

Aux termes de ce projet, la dite taxe resterait fixée à 2% de la valeur des produits bruts; elle serait 
portée à 4% pour les produits et objets semi-ouvrés, et à 6% pour les produits et objets fabriqués.

D’ordre de son Gouvernement, la Légation de Suisse a l’honneur d’attirer l’attention du Ministère 
des Affaires Etrangères sur le fait que le relèvement de la taxe à l’importation, sans majoration 
corrélative de la taxe sur le chiffre d ’affaires, est en contradiction formelle avec la Convention de 
commerce conclue entre la Suisse et la France le 8 juillet 19299. L’article 8, alinéa 2, de cette con
vention dispose, en effet, que «les taxes internes qui grèvent ou grèveront ultérieurement sur le terri
toire de l’une des parties contractantes la production, la préparation, la circulation ou la consomma
tion d’une marchandise pour le compte de qui que ce soit, ne pourront sous aucun prétexte, frapper 
les produits originaires de l’autre partie d’un taux plus élevé ou d’une manière plus onéreuse qu’elles 
ne frappent les produits similaires indigènes et ceux du pays le plus favorisé».

Le Protocole de signature ad art. 8 précise que «les hautes parties contractantes sont d’accord 
que les dispositions de l’art. 8 s’appliquent également à la taxe sur le chiffre d’affaires».

L’exposé des motifs du projet de loi allègue, il est vrai, que l’assujettissement des produits d’ori
gine étrangère à un impôt de même quotité que la taxe intérieure ne réalise pas une véritable péré-

9. Cf. D D S vol. 9, n° 499.
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quation des charges du fait que la taxe à l’importation n’atteint qu’une seule fois les objets et mar
chandises importés au moment de leur introduction sur le territoire national, alors que la taxe sur le 
chiffre d’affaires constitue à l’intérieur du pays un impôt «en cascades» que les marchandises ven
dues en France supportent à chaque transfert de propriété et, lorsqu’il s’agit d’entreprises non- 
intégrées, à chaque stade de transformation.

Cet argument serait, en effet, pertinent si les marchandises importées de l’étranger ne subissaient 
en France qu’une seule opération de vente et passaient directement du fabricant au consommateur. 
Mais il n ’est pas douteux que les produits importés, une fois nationalisés par le paiement des droits 
de douane, sont soumis, tout comme les produits français, à un impôt «en cascades» à chaque opé
ration de vente qui sépare la production de la consommation. En fait, seule la vente du produit par 
le fabricant étranger, frappée par la taxe à l’importation, échappe à l’impôt sur le chiffre d’affaires.

Or, lorsque fut conclue la convention de commerce de 1929, les parties contractantes étaient 
d’accord pour reconnaître que la taxe à l’importation et l’impôt sur le chiffre d’affaires ne sont 
qu’un seul et même impôt. C ’est bien ainsi que l’avaient entendu, aussi bien le Rapporteur général 
de la loi de finances de 1920 à la Chambre de Députés, que le Ministre des Finances dans sa Circu
laire du 29 août 1920 et la Cour de Cassation elle-même dans son Arrêté du 30 janvier 1924.

Dans ces conditions, la taxe à l’importation majorée usurpe le rôle compensateur qui appartient 
au tarif douanier. En d’autres termes, le relèvement de cette taxe sur les produits semi-ouvrés et les 
objets fabriqués ne constituerait, à tout prendre, qu’une aggravation, considérable dans certains cas, 
de l’incidence douanière. Appliquée à des produits dont les droits sont consolidés dans le statut com
mercial franco-suisse, cette mesure comporterait, par un relèvement indû des charges tarifaires, une 
nouvelle entorse à la Convention de commerce précitée.

Quant à la taxe à l’importation sur les produits agricoles, qui fait l’objet d’une disposition spéciale 
du projet de loi, la Légation s’en réfère à sa note du 9 septembre 1931, restée jusqu’ici, sans ré
ponse 10.

Au bénéfice de ces considérations, le Gouvernement fédéral se plaît à croire que le Gouvernement 
de la République tiendra compte de cette situation de droit et prendra toutes mesures nécessaires 
pour sauvegarder les garanties que la Suisse s’est assurées en la matière par la Convention de com
merce du 8 juillet 1929.

10. Non reproduit. Cf. n° 96.

128
E 7110 1/20

Le Directeur de la Division du Commerce du Département 
de l ’Economie publique,

W. Stucki, au Ministre de Suisse à Berlin, H.Riifenacht

Copie
j_ Bern, 14. Dezember 1931

In Bestätigung unserer soeben gehabten telephonischen Besprechung beehre 
ich mich, Ihnen mitzuteilen, dass der Bundesrat heute morgen einstimmig be
schlossen hat, den Handelsvertrag mit Deutschland zu kündigen1. Nach dem 
Wortlaut des Notenaustausches über die Verkürzung der Kündigungsfrist2 ist die 
Kündigung am 18.Dezember 1931 mit Wirkung auf 4. Februar 1932 auszuspre-

1. C f annexe I  au présent document.
2. Cf. n° 126, n.2.
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